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FORUM AKTIVER DEMOKRATEN 

Sachsen -Anhalt 
- eine Industrieregion blutet aus 

Für das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold ist das Bundes­
land Sachsen-Anhalt, in dem beute 2,96 Mill. Einwohner 
leben, ein besonderes. Wurde doch in Magdeburg das 
Reichsbanner gegründet. 

Zentren des Landes sind Magdeburg mit 288 000 Ein­
wohnern, Halle mit 321 000, Dessau mit ca. 100 000 
Einwohnern, Wittenberg (54 000 Einwohner), Stendal 
(50 000 Einwohner), die alte Kaiserpfalz Merseburg (48 
000 Einwohner) sowie Halberstadt (47 000 Einwohner). 
Die drei großen Städte Sachsen - Anhalts waren Zentren 
des Maschinenbaus und der verarbeitenden Industrie. 
Magdeburg hatte mehr als ein Fünftel der Maschinen­
bauproduktion der ehemaligen DDR erbracht. Ferner ist 
Magdeburg ein überregionaler Verkehrsknotenpunkt für 
Eisenbahn- und Straßenverbindungen. Es ist gleichzeitig 
die Drehscheibe von Elbe, Mittellandkanal und Elbe­
Havel-Kanal. Für Halle gilt, daß es neben Leipzig den 
wichtigsten Eisenbahnknoten im Süden der neuen Bun­
desländer besitzt. Unter diesen Voraussetzungen sollte 
man denken, daß Sachsen-Anhalt gute Entwicklung­
schancen beim Aufschwung Ost haben sollte. 

Wenn man an Sachsen-Anhalt denkt, denkt man jedoch 
zuerst an Bitterfeld. 47% der Bruttoproduktion der che­
mischen Industrie wurde in Sachsen-Anhalt erbracht. 
Zentren waren der Bezirk Halle, Merseburg (Leuna- und 
Buna-Werke mit ca. 50 000 Beschäftigten) und Bitter­
feld (mit ca. 35 000 ehemals Beschäftigten). Gerade 
Bitterfeld zählt zu den am meisten emmissionsgeschä­
digten Regionen der ehemaligen DDR, aber auch die 
anderen industriellen Ballungsgebiete in Sachsen-An­
halt, z.B. der RaijJil Sangersbausen-Eisleben (Kupfer­
schieferbergbau), leidet heute noch unter den Proble­
men, die aus der Diktatur des SED-Regimes erwachsen 
sind. Gerade dort, wo besonders intensiv industrialisiert 
wurde, fällt der notwendige Umstrukturierungsprozeß 
wegen der zurückgebliebenen Altlasten besonders schwer. 
Wer will schon auf vergiftetem Boden neue Betriebe 

ansiedeln? Wer kommt für die enormen Kosten der 
Beseitigung von Altlasten auf? Es zeigt sich leider, daß 
die Aussage von Helmut Kohl, daß 30% der Chemiein­
dustrie erhalten werden kann, unrealistisch ist. Die hohe 
Zahl der in diesen Krisengebieten Arbeitslosen, das 
haben die Gewerkschaften die letzten W ocben mehrfach 
betont, werden in den nächsten Jahren nicht so schnell 
wieder einer altgewohnten Industriearbeit nachgehen 
können. Gleichzeitig besteht aber ein riesiger Sanie­
rungsbedarf in diesen Gebieten, so daß mit staatlicher 
Unterstützung hier das Arbeitskräftepotential für diese 
dringend notwendigen Sanierungsmaßnahmen eingesetzt 
werden sollte. 

Aus Sicht der Gesellschaft ist es nutzvoller, die Arbeits­
losen in Sanierungsmaßnahmen zu beschäftigen, als sie 
zu Hause auf den Aufschwung Ost warten zu lassen. 
Gerade in Sachsen-Anhalt, das zeigen die Beispiele der 
Chemieregion Bitterfeld, sind Beschäftigungsgesellschaf­
ten eine gesellschaftliche Notwendigkeit- auch wenn bin 
und wieder einmal einige Handwerkssprecher dagegen 
anreden. Ohne sanierten Boden wird es keine wachsen­
den Investitionen geben können. 

Sachsen-Anhalt ist aber auch berühmt für seinen Harz. 
Noch dämmert der Tourismus in der Winter- und Som­
mersaison '91 vor sich bin. Die touristische Infrastruktur 
steht noch nicht, die Hotelausstattung läßt zu wünschen 
übrig, die Treuhand hat auch zu lange gewartet, die 
Hotels an die Belegschaften zu übergeben. Im politi­
schen Durcheinander gerade der Sachsen-Anhaltiner 
Regierung - wir erinnern uns an das zähe Festhalten von 
belasteten' 'Blockflöten'' mit Stasi-Tönen - läßt sich bis 
heute kein klares Konzept einer gut durchdachten und 
koordinierten Landesentwicklungsplanung erkennen. Die 
Gelder aus den Mitteln des Gemeinschaftswerkes wer­
den - übrigens nicht nur in Sachsen-Anhalt - bis heute 
noch mosaikförmig auf die Fläche verteilt, so daß Schwer­
punktsetzungen mit Anschlußinvestitionen immer noch 



ausbleiben. Ein gut ausgestattetes Sonderprogramm 
Tourismusförderung wurde nicbtaufgelegt, wahrscbein­
licb, weil sieb die sächsisch-anbaltinische Landesregie­
rung zu sehr mit sich selbst beschäftigen mußte. 

Die Landwirtschaft in Sachsen-Anhalt war, im Vergleich 
zu den anderen südlichen neuen Bundesländern, beson­
ders intensiv. Dafür sprach schon die erheblich bessere 
Bodenqualität der· südlichen Regionen, verglichen mit 
der in Thüringen. Saatzucht in Quedlinburg, Aschersle­
ben, Gemüse- und Obstanbau im Saale/Unstrut - Gebiet 
genießen einen besonders guten Ruf. Mit dem Gebiet 
Saale/Unstrut ist auch der einzig bedeutende Weinanbau 
in den fünf ·neuen Bundesländern verbunden - wenn­
gleich hier einiges zu kultivieren bleibt. Die Magdebur­
ger Börde, das Harzvorland und die Halle-Leipziger 
Tieflandbucht sind gute Agrarstandorte und würden der 
Landwirtschaft, großflächig betrieben, doch realistische 
Überlebenschancen auf dem EG-Markt geben. Aller­
dings, dies soll nicht verschwiegen werden, leiden die 
neuen Bundesländer schon seit einigen Jahren unter 
Niederschlagsmangel und Überdüngung der Böden, so 
daß hier erst ein flächendeckendes Konzept der sinnvol­
len Agrarnutzung aufzustellen wäre, bevor man so weiter 
macht, wie man aufgehört hat. Die Bereitschaft dazu 
besteht jedenfalls in den Agrarbetrieben. Gerade im 
verarbeitenden Lebensmittelgewerbe ließe sich, unter 
Einsparung langer Transportwege, ein erster kleiner 
Aufschwung vor Ort erzielen. 

Die Entwicklung und Erschließung von Erdgaslagerstät­
ten um Salzwedel, verbunden mit einer sinnvollen Schwer -
punktsetzung von Gewerbebetrieben, Industrie- und 
Technologieunternehmen könnten das enorm gut ausge­
bildete Arbeitskräftepotential mitten in Deutschland nutzen. 
Von den Berufstätigen waren ehemals 39% in der Indu­
strie beschäftigt. Leider , so muß man 2 Jahre nach dem 
Fall der Mauer sagen, wird diese Chance bislang zu 
wenig genutzt. 

Gerade in Sachsen-Anhalt erleben wir das Anwachsen 
eines extremistischen Potentials. Halle konkurriert auf 
makabre Weise mit Leipzig in den Medien, wer die 
''Hauptstadt der Bewegung'' ist. In dieser Situation sind 
Politiker, die aus populistischen Gründen lieber zu den 
rechtssextremistischen Ausschreitungen gegenüber Aus­
ländern und Andersdenkenden schweigen, noch die legi­
timatorische Basis für solche Kriminelle. Gerade das 
Dulden "rechtsextremer Festungen" , wie dies in Halle 
passiert, zeigt, daß der demokratische Lernprozeß in den 
fünf neuen Bundesländern noch in den Kinderschuhen 
steckt. In dieser Situation haben die demokratischen 
Parteien, Verbände und Kirchen eine besonders große 
Verantwortung, jene Normen und tolerante Werte zu 
verdeutlichen, die in einer lebendigen Demokratie zum 
Überleben der Demokratie nötig sind. Die Gewerkschaf­
ten zusammen mit dem DGB bemühen sich in Sachsen­
Anhalt ganz besonders um solch ein parteienübergrei­
fendes Bündnis. 

Wieder einmal zeigt sich, daß in Industrieregionen mit 
hoher Arbeitslosigkeit das Spektrum extremistischer Gewalt 
wächst und zu immer brutaleren Mitteln greift. Das 
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erklärt nicht alles, darf aber auch nicht unterschätzt 
werden. Darum hat eine gezielte Struktur- und Wirt­
schaftsförderung in den fünf neuen Bundesländern nicht 
nur einen rein volkswirtschaftlichen Nutzen, sie bedeutet 
auch Sicherung der Demokratie. Das heißt aber auch, daß 
sich die verantwortlichen Demokraten ihrer eigenen 
Geschichte offen stellen und nicht, wie in den letzten 
Monaten des öfteren passiert, mehr um ihren beruflichen 
Werdegang kümmerten und die Sicherung von Ämtern, 
als der Offenlegung von eigenen kleineren oder größeren 
Verfehlungen. Sachsen-Anhalt hatte darunter besonders 
zu leiden. Die wirtschaftliche Entwicklung ist auch an 
die demokratische gekoppelt, das demonstriert Sachsen­
Anhalt besonders deutlich. 
Alexander Matwejew 

Aus der Geschichte lernen 

Ist Vergangenheitsbewältigunggegenüberden 
"braunen" und "roten" Machthabern durch 
Strafverfahren möglich? 

Zunächst möchte ich die Feststellung treffen, daß mit 
unserer "braunen Vergangenheit" nicht ernsthaft der 
Versuch einer Abrechnung gemacht wurde. Diese ver­
brecherische nazistische Vergangenheit wurde im wahrsten 
Sinne des Wortes durch " Unter den Teppich kehren, 
durch Verharmlosen, durch einfaches Vergessen bzw. 
Totschweigen" bewältigt. Man wollte sieb nach 1945 
nicht mit den Fehlern der eigenen Vergangenheit befas­
sen, sondern alle Kraft und Energie auf den Wiederauf­
bau lenken. Das erwies sich für die Naziverbrecher, für 
die Schreibtischtäter und für alle diejenigen, die durch 
brutale Handlungen gegenüber Andersdenkenden der 
Naziberrrschaft Vorschub geleistet haben, als außeror­
dentlich günstig. Sie konnten nun in aller Ruheuntertau­
chen und ihre Spuren verwischen. 
Nicht unerwähnt darf hierbei das Urteil des Bundesge­
richtshofes vom 07.12.1956 bleiben, Durch dieses Urteil 
machte der Bundesgerichtshof die Verurteilung von 
Nazistrafrichtern unmöglich. Den zigtausenden Unrechtsur­
teilen der Nazi-Strafrichter folgte nun ein Unrechtsur­
teil. 
Wohltuend gegenüber dem Urteil des B undesgerichtsbo­
fes vom 07.12.1956 hebt sich dagegen das Urteil des 
Bundessozialgerichtes vom 11.09.1991 ab. Im Namen 
des Volkes wird hier festgestellt, daß der größte Teil der 
im 2. Weltkrieg verhängten Todesurteile " Unrechtsur­
teile" waren . Zutreffend nannten die Richter des Bun­
dessozialgerichtes die Justiz der Nazis " den verlänger­
ten Arm" des Hitlerregimes und eines Unrechtsstaates, 
der entsprechende ''Unrechtsurteile'' fällte. 

Nach 1945 wurde als Vergangenheitsbewältigung das 
Entnazifizierungsverfahren durchgeführt. Insgesamt waren 
es allein in den Westzonen fast3,7 Millionen Verfahren, 
allerdings nur mit sehr geringen Effekten. Nur 1.667 der 
untersuchten Fälle endeten mit der Einstufung der Be­
troffenen als " Hauptschuldige", das sind ca. 0,05% ! ! ! 
Etwa 23 .000 galten als " belastet", das sind ca. 0,65%. 



Als "minderbelastet" wurden ca. 150.000 Personen 
eingestuft, und ca. eine Million Deutsche galten als 
"Mitläufer". 
Mit der völligen Entlastung endete das Verfahren bei ca. 
1,2 Millionen. Die_Verfahren führten zu Verzerrungen in 
der Schuldzuweisung, ''Persilscheine'' wurden beschafft, 
oft auch gekauft, und überall hörte man damals den 
Spruch ''Die Großen läßt man laufen, die Kleinen hängt 
man '' . Es sollte unseren Politikern sehr zu denken geben, 
daß jetzt in den neuen Bundesländern dieser Spruch 
zunehmend zu hören ist. 
Es ist auch sehr bestürzend, daß den Personen im Entna­
zifizierungsverfahren und den Tätern in den NS-Prozes­
sen oft das Scbuldbewußtsein fehlte. Man hatte doch nur 
Befehle ausgeführt. Und seit wann ist es denn ein Verbre­
chen, Befehle auszuführen? Und seit wann ist es denn 
eine Tugend, den Gehorsam zu verweigern? 
Sie sprachen sieb selbst von jeder Schuld frei, sei diese 
poli tiscb, kriminelle; moralisch oder metaphysisch, denn 
keiner hatte ja einen Tatwillen oder Tatinteresse. Zum 
Schluß der Verfahren kam dann die Ausrede vieler, daß 
Hitler an allem Schuld sei. Nach Ansicht vieler Gerichte 

/ waren die Täter bei NS-Prozessen nurnocb Hitler, Himmler, 
Goebbels und im extremen Fall nur noch Hitler. Eine 
entsetzliche Vorstellung: • 'Ein Täter und 100 Millionen 
Gehilfen". Mich würde es nicht wundem, wenn bei der 
''Roten Vergangenheitsbewältigung'' ähnliche Maßstä­
be angelegt werden. Dann sind Stalin und Ulbricbt an 
allem schuld, und beide sind ja glücklicherweise schon 
tot. 

Bestürzend ist auch die Feststellung, daß in den NS­
Prozessen die "Schreibtischtäter" in der Regel viel 
milder davonkamen als die Direkttäter, obwohl sie ihrer 
Verantwortung nach viel mehr Menschenleben auf dem 
Gewissen hatten als die Täter. Sie hatten sieb ja selbst 
nicht ihre Hände schmutzig gemacht, und so folgte ihre 
Verurteilung nur wegen Beihilfe. So ist es nicht verwun­
derlich, daß nicht nur in Deutschland, sondern auch im 
Ausland immer mehr die Ansicht vertreten wurde, daß 
die bundesdeutsche Justiz des NS-Verbrechern ein sehr, 
sehr großes Wohlwollen entgegengebracht hatte. Wird 
sie es auch gegenüber den DDR-Verbrechern tun? Die 
Ansicht der zu großen Milde gegenüber NS-Verbrechern 
wird noch bestätigt durch die Praxis der Strafvollstrek­
kung gegen verurteilte NS-Verbrecher. Die verhängten 
oft milderen Strafen im Vergleich zu entsprechend ande­
ren Straftaten wurden durch vielfache und frühere Be­
gnadigung zugunsten der NS-Verbrecher noch weiter 
abgemildert. 
Esistaucbzutiefstbestürzend, daß 15 Jahre nach Kriegsen­
de, - als in der BRD eine weitgehend systematische 
Aufklärung der NS-Verbrechen einsetzte, - es nur in ca. 
5% der Ermittlungsverfahren zu einer Anklageerhebung 
kam. Mehr als 90% der Verfahren endeten bereits im 
Ermittlungsverfahren mit einer Einstellung. Die Viel­
zahl ·der eingestellten Verfahren fanden weder in den 
Zeitungen noch im Fernsehen Erwähnung. Bereits 1950, 
als die der deutschen Justiz von den Alliierten auferlegte 
Beschränkung aufgehoben wurde, war der Weg für eine 
umfassende und systematische Strafverfolgung aller 
nationalsozialistischen Verbrechen frei geworden. Aber 
nichts dergleichen geschah. Den Richtern und Staatsan-

wälten fällt es hierbei, gestützt auf die bestehenden 
Gesetze, in den meisten fällen relativ leicht, den Vorwurf 
der Untätigkeit zurückzuweisen. Allerdings dürfte es 
den Politikern, die damals Verantwortung trugen, schon 
erheblich schwerer gefallen sein. Auch, daß bereits im 
Jahre 1952 der Deutsche Bundestag ausführlich über die 
Forderung, nach dem Abschluß der Entnazifizierung 
auch im Hinblick auf die sogenannten • 'Kriegsverbre­
chen" einen Schlußstrich zu ziehen, debattierte, wirft 
kein gutes Liebt auf einen Teil der deutschen Politiker. 
Es war nur dem Einsatz der SPD-Fraktion, unterstützt 
von Bundeskanzler Dr. Adenauer und einigen Abgeord­
neten der CDU zu verdanken, daß es gelang, den Versuch 
einer weitgehenden Amnestie abzuwehren. 
Als in den 50-er Jahren die letzten heimkehrenden deut­
schen Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion berichte­
ten, welche Verbrechen im Rücken der Ostfront von 
Einsatzgruppen gegangen wurden, festigte sich die Ent­
schlossenheit deutscher Gerichte, diese Verbrechen zu 
ahnden. Besonders der Ulmer • 'Einsatzgruppenprozeß'' 
im Jahre 1958 erregte in der Öffentlichkeit sehr großes 
Aufsehen. Auch die Presse war schockiert, und es wurde 
die Frage aufgeworfen, ob nicht allzu lange die Kenntnis 
der NS-Verbrechen leichtfertig verdrängt worden war. 
Auch viele Politiker waren betroffen und verlangten jetzt 
eine systematische Aufklärung. 

Als gutes Beispiel der erfolgreichen NS-Vergangen­
beitsbewältigung muß hier noch der erste deutsche NS­
Prozeß vordem Wuppertaler Schwurgericht vom Febru­
ar 1948 erwähnt werden. 
Angeklagt waren hier ca. 30 Wachleute des Konzentra­
tionslagers W uppertal-Beyenburg. Nach der Machtüber­
nahme der Nazis 1933 hatten SS und SA aus Wuppertal 
ihre örtlichen Gegner, vorwiegend Sozialdemokraten 
und Mitglieder des Reichsbanner, aber auch Kommuni­
sten und Zentrumsmitglieder, in dieses Lager verschleppt. 
Ohne jede Gerichtsverhandlung wurden sie hier syste­
matisch gequält, gefoltert und mißhandelt. Sehr bald 
verbreitete sieb die Scbreckensnacbricbt in ganz Wup­
pertal. Ein mutiger Staatsanwalt mit Namen Winkler 
begann sofort mit den Ermittlungen. Die Nazis verhin­
derten jedoch einen Prozeß, und Staatsanwalt Winkler 
wurde nach Kassel strafversetzt, sicherte aber seine 
Untersuchungsergebnisse. Erst nach Kriegsende und der 
Befreiung vom Nationalsozialismus war nunmehr ein 
ordentlicher Prozeß möglich. Einige der Überlebenden 
der gefolterten Häftlinge betrieben die Eröffnung eines 
Strafverfahrens und verlangten von der britischen Besat­
zungsmacht die Einsetzung des ehemaligen Staatsan­
waltes Winkler als Anklagevertreter, der jetzt sein Leben 
als landwirtschaftlicher Hilfsarbeiter fristete. Nach zwei 
Monaten wurde das Urteil verkündet. Über 250 zeugen 
hatten im Prozeß über ihre Qualen und Ängste berichtet. 
Die Strafen fielen unterschiedlich aus. Neben einzelnen 
Freisprüchen wurden Todesstrafe, lebenslängliche Haft 
und langjährige Freiheitsstrafen verhängt. Sehr bemer­
kenswert für die Nachwelt ist die Urteilsbegründung 
durch den vorsitzenden Richter. 
Er erklärt. • • Das Geschaute, im Geiste selbst Miterlebte 
ist so grausig, so schaurig und so nervenzerfressend, daß 
der Wunsch, der menschlich allzu verständliche Wunsch 
vorherrscht, den wahren Umfang der Auswirkungen 
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dieser Hölle nie wissen, nie feststellen zu müssen.•• Hier 
wird sich bereits · mit der Hauptproblematik der NS­
Prozesse auseinandergesetzt. 
Dieser Prozeß bat aber auch gezeigt, daß das deutsche 
Volk nicht widerspruchslos Hitler gefolgt ist, daß es 
Frauen und Männer gab, die Widerstand geleistet haben. 
Insgesamt wurden in der Zeit vom 08.05.1945- 31 .12.1981 
gegen 87.765 Personen Ermittlungsverfahren durchge­
führt. In dieser Zeit wurden 6.456 Angeklagte verurteilt, 
der weitaus größte Teil davon bis zum 31.12.1959. 
Insgesamt sind also nur ca. 8% der Angeklagten bestraft 
worden. Dagegen endete das Verfahren gegen 79.638 
Personen nicht mit einer Verurteilung. Die Ermittlungs­
verfahren wurden eingestellt, das Anklageverfahren von 
der Staatsanwaltschaft nicht eröffnet, die Angeklagten 
waren nicht mehr verhandlungsfähig oder wurden freige­
sprochen. Für die vielen Millionen Naziopfer, die aus 
politischen, rassistischen oder religiösen Gründen von 
den Nazis gefoltert, mißhandelt und umgebracht wurden, 
ein sehr trauriges Ergebnis und sicherlich keine Vergan­
genheitsbewältigung im positiven Sinne. Eine Aufglie­
derung von 600 der bis 1965 ergangenen Urteile zeigt 
folgende Gewichtung der verschiedenen Verbrechens­
gruppen: 

01. Verbrechen in der Endphase 
02. NS-Verbrechen in Lagern 
03. Denunziation 
04. Kriegsverbrechen 
05. andere Massenvernichtungsverbrechen 
06. Eutbansie 
07. andere NS-Tötungsverbrechen 
08. Verbrechen gegen deutsche Soldaten 
09. Massenvernichtungen im KZ 
10. Massenvernichtung durch Einsatzgruppen 
11. Justizverbrechen 
12. unklare Zuordnung 

=36% 
= 19% 
=8% 
=7% 
=7% 
=4% 
=3% 
=3% 
=3% 
=3% 
=3% 
=3% 

Geradezu bestürzend ist hierbei die Feststellung, daß bei 
dieser Sammlung gegen "Schreibtischtäter" ganze vier!!! 
Urteile ergangen sind. 

Abschließend zu dem Thema Vergangenheitsbewälti­
gung der Nazizeit möchte ich noch auf die Problematik 
hinweisen, die sich für die Anwendung des Mordparagra­
phen§ 211 StGb für die Juristen ergab. 
Hierzu ein ganz konkretes Beispiel: Im Nebenlager des 
Konzentrationslagers Neuengamme sind Ende des Krie­
ges Kinder aufgehängt worden. Durch spritzen wurden 
die Kinder zuvor eingeschläfert, um ihnen die Angst und 
Qualen vor dieser Art der Tötung zu ersparen. Offenbar 
hatte man kurz vor Kriegsende keine tödlich wirkenden 
Medikamente mehr. Die Einschläferung aus diesem Grunde 
ist erwiesen. Bei dieser Sachlage kam die Justiz zu dem 
Schluß, hier liegt keine grausame Tötung, also kein Mord 
vor. Für einen Nichtjuristen absolut unfaßbar, und er 
zweifelt mit Recht an dem Verstand der Gesetzgeber. 
Was müssen das auch für Menschen gewesen sein, die 
noch kurz vor Kriegsende unschuldige Kinder umge­
bracht haben. 

Während man die Vergangenheitsbewältigung von NS-
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Verbrechen durch die deutsche Justiz im großen und 
ganzen und mit nicht gerade durchschlagendem Erfolg 
als abgeschlossen betrachten kann, steht die Vergangen­
heitsbewältigung mit den Straftätern der SED-Herr­
schaft noch vor uns. 

Doch zunächst ein Blick zurück, wie die kommunisti­
sche SED die Abrechnung in ihrem Machtbereich mit 
den NS-Verbrechern betrieben hat. 
Darüber gibt der " Waldheim-Prozeß" in der Zeit vom 
24.04. - 14.07.1950 Auskunft. Unter dem Vorwand, 
Nazi- und Kriegsverbrechen zu ahnden, wurden in Wald­
heim 3.324 Frauen und Männer angeklagt, die zuvor in 
sowjetischen Speziallagern interniert waren. Einschließ­
lich der Urteilsverkündung dauerten die Verhandlungen 
in der Regel nicht länger als eine dreiviertel Stunde. In 
den meisten Fällen hatten die Angeklagten nicht einmal 
einen Verteidiger, und Entlastungszeugen waren nicht 
zugelassen. Die gesetzliche Handhabe für die Verfahren 
boten das Kontrollratsgesetz Nr. 10 sowie der Befehl der 
SMAD vom 16.08.1947. In den Verfahren zeigte sich, 
was Kommunisten unter rechtsstaatlichen Grundsätzen, 
die den Grundsätzen des Alliierten Kontrollrates ent­
sprochen hätten, verstanden, nämlich überhaupt nichts. 
Es geschah das genaue Gegenteil, und den Nachweis 
einer strafrechtlich relevanten Schuld mußte das Gericht 
in den meisten Fällen schuldig bleiben, insbesondere 
dann, wenn eine Verurteilung aus politischen Gründen 
erfolgen mußte. Insgesamt wurden die Angeklagten zu 
sehr hohen Freiheitsstrafen verurteilt. In 32 Fällen wurde 
die Todesstrafe ausgesprochen und 146 Mal auf lebens­
längliches Zuchthaus erkannt. 

Wie wird nun die " rote Vergangenbeitsbewältigung 
aussehen? Um es vorwegzunehmen, ich befürchte ge­
nauso wie bei der braunen" : "Die Kleinen hängt man, 
die Großen läßt man laufen" . 
Bezeichnend dafür ist der Prozeß in Berlin gegen die 
''Mauerschützen••. Nicht die Personen, die den Schieß­
befehl gegeben haben, werden zunächst angeklagt, son­
dern die Personen, die den Schießbefehl ausgeführt 
haben. Es ist zu befürchten, daß nur die in den Maschen 
der Justiz bängenbleiben, die geschossen haben, Befehle 
zum Schießen geben und Minen legten, dagegen DDR­
Regierungskriminalität jenseits direkter Täterschaft nicht 
zur Rechenschaft gezogen wird. 

leb selbst wurde am 03 .03 .1949 wegen meiner Tätigkeit 
und wegen meines Eintretens für die SPD nach der 
erfolgten Zwangsvereinigung von Kommunisten zum 
Tode verurteilt und dann zu 25 Jahren Zwangsarbeit 
verurteilt. Ich habe fast 8 Jahre am eigenen Leibe erfah­
ren, was Kommunisten unter Strafvollzug für ihre poli­
tischen Gegner verstanden. Ihre Schergen behandelten 
uns mit dem einzigen Ziel, allen ''das Rückgrat zu 
brechen' ', damit wir auch nach einer eventuellen Entlas­
sung nie mehr politisch aktiv würden. Leider ist ihnen das 
sehr oft gelungen, denn viele meiner ehemaligen politi­
schen Mithäftlinge wurden in Bautzen, Torgau, Bran­
denburg für ihr weiteres Leben gezeichnet und blieben 
künftig inaktiv. 



Nach ihrer Machtübernahme 1945 gingen die Kommuni­
sten im Justizbereich ganz konsequent und rigoros vor. 
Alle Richter aus der Nazizeit wurden nach und nach 
vollständig entlassen und zunächst durch sogenannte 
Volksrichter ersetzt. Diese wurden in Kurzlehrgängen 
"geschult" . Als Voraussetzung für ihre Tätigkeit als 
Volksrichter wurde nicht etwa juristisches Wissen er­
wartet, sondern nur bedingungslose Unterwerfung unter 
den Willen der SED. Die Rechtsprechung in der DDR 
dient allein dem Aufbau des Sozialismus. So nach und 
nach wurde auch die Politisierung der Rechtsprechung 
nicht mehr verschleiert. Ganz offen forderte Melshei­
mer, Generalstaatsanwalt der DDR: " In der richterli­
chen Entscheidung muß sich die Bereitschaft widerspie­
geln, die von der Partei der Arbeiterklasse und von der 
Regierung gefaßten Beschlüsse durchzusetzen ''. Und 
auch der frühere Generalstaatsanwalt der DDR, Josef 
Streit, konnte unwidersprochen erklären: "Der Richter 
in der DDR muß ein verläßlicher politischer Funktionär 
sein". Daß bei der Einstellung von Richtern und Staats­
anwälten in den Staatsdienst der DDR nur nach diesen 
Gesichtspunkten gehandelt wurde, dafür sorgten schon 

./ Ernst Melsheimer und die berüchtigte Hilde Benjamin, 
zwei Exponenten des Stalinismus in der Justiz . Sie hatten 
Schlüsselstellungen inne und nahmen lange Zeit den 
schlimmsten Einfluß auf die politische Verfolgung jeder 
Opposition. Mir ist es absolut unverständlich, daß man 
sich jetzt bei uns Gedanken macht, welche früheren 
DDR-Richter man in unserem demokratischen Rechts­
staat übernehmen kann. In der Regel KEINE, denn aus 
dem zuvor Festgestellten ist doch ersichtlich, daß nur 
eingestellt wurde, wer absolut linientreu und bereit war, 
im sinne der DDR Urteile zu fällen . Die politische 
Zuverlässigkeit des Richters war eine unbedingte not­
wendige Voraussetzung für seine richterliche Tätigkeit. 
Wer früher " Im Namen der SED" Strafurteile gefällt 
hat, kann jetzt unmöglich "Im Namen des Volkes" 
Urteile fällen. Die vielen zigtausend politischen Justi­
zopfer, die das drastisch am eigenen Leibe zu spüren 
bekamen, können dafür kein Verständnis aufbringen. 

Abschließend will ich noch zur Vergangenheitsbewälti­
gung einige Beispiele aufzeigen, was man in der ehema­
ligen DDR unter Volksjustiz verstand, wie Richter " Im 
Namen der SED" Willkür-Urteile fällten. 
Auf einer Tagung ''Der politischen Akademie Tutzing' ' 
hat Karl Wilhelm Frickeam 17.07.1991 vor ehemaligen 
politischen Häftlingen aus der DDR in seinem Vortrag 
Beispiele genannt. 
Im April 1950 wurde erstmals im großen Stil ein politi­
scher Schauprozeß im Dessauer Landestheater in Szene 
gesetzt. Mit den beiden Hauptangeklagten Prof. Willi 
Brundert (damals in leitender Funktion im Wirtschafts­
ministerium von Sachsen-Anhalt, später Oberbürger­
meister in Frankfurt am Main) und Dr. Leo Herwegen 
(dem damaligen Vorsitzenden des CDU-Landesverban­
des Sachsen-Anhalt) sollten insbesondere der sozialde­
mokratische Widerstand und die CDU-Opposition ge­
troffen werden. Es war ein reiner Schauprozeß und 
erinnerte an die " furchtbaren Juristen" Hitlers und 
Stalins. Willi Brundert und Leo Herwegen erhielten je 15 
Jahre Zuchthaus. Doch dies war erst der Anfang einer 
ganzen Reihe weiterer Schauprozesse, insgesamt über 

50. Dazukamen noch 12 politische Geheimprozesse. Am 
10.10.1951 wurde der 19-jährige Flade zum Tode verur­
teilt. Er hatte gegen die Einheitswahlen selbstangefertig­
te Flugblätter verteilt und sich seiner Festnahme wider­
setzt. Die Urteilsbegründung lautete: " Boykotthetze" 
und " versuchter Mord" . Nach landesweiten Protesten 
wurde in der Berufungsinstanz auf 15 Jahre Zuchthaus 
erkannt. Auch das Verfahren vor dem Bezirksgericht in 
Zwickau vom 03.10.1951, als 18 Schüler und Lehrlinge 
wegen der Verteilung von regierungsfeindlichen Flug­
blättern zu hohen Zuchthausstrafen bis zu 15 Jahren 
verurteilt wurden, zeigt die Nähe der SED-Justiz zur 
Nazi-Justiz. 

Die Strafjustiz wurde in der DDR ganz bewußt politi­
siert, und man nahm auch Fehlurteile in Kauf, wie das 
nachstehende Verfahren zeigt. 
Weil sie am 30.04.1952 in Obergebra einen SED-Funk­
tionär erschlagen haben, wurden Johann Muras und Ernst 
Wilhelm zum Tode verurteilt. In Wirklichkeit aber starb 
der vermeintlich Ermordete nach einer Wirtschaftsschlä­
gerei an Herzversagen, wobei einer der Verurteilten 
nicht einmal zugegen war. Trotzdem wurden Muras und 
Wilhelm am 06.09.1952 in Dresden durch das Fallbeil 
hingerichtet. Der Hintergrund: Beide waren in der CDU 
politisch tätig, und die SED bat diesen Fall ganz bewußt 
hochgespielt. 
Im Zusammenhang mit dem Aufstand vom 17.06.1953 
tobte sich die SED-Justiz auf grausamste Art aus. In der 
ganzen DDR erfolgten 6.171 Festnahmen, die im Zusam­
menhang mit der Arbeitererhebung standen. In ca. 25 der 
Fälle wurde die Todesstrafe erkannt und auch voll­
streckt. 
Dazu ein Beispiel: In Magdeburg hatte sich Ernst Jenn­
rich an der Befreiung politischer Häftlinge beteiligt und 
wurde deswegen zu lebenslänglichem Zuchthaus verur­
teilt. Für Hilde Benjamin war das Urteil zu milde und ihr 
"Wunsch" war den Richtern des Berufungsgerichtes 
Befehl. Sie erkannten am 03.06.1953 auf Todesstrafe, 
die am 20.03 .1954 vollstreckt wurde. Selbst der Justiz­
minister Max Fechner fiel seiner eigenen Justiz zum 
Opfer. Er hatte den •'Fehler'' gemacht, die Streiks am 17. 
Juni für legal zu erklären. ••Sozialdemokratismus in der 
Justiz" befand Hilde Benjamin, und dies war ihr acht 
Jahre Zuchthaus wert. 

Daß die Verurteilung bereits vor der Hauptverhandlung 
feststand, ist heute in zwei Fällen konkret nachweisbar. 
Im ersten Fall hatten sich fünf Mitglieder der Kampf­
gruppe gegen Unmenschlichkeit zu verantworten. Zwei 
davon wurden wegen " Sabotage und Spionage" zum 
Tode verurteilt und ohne Zulassung von Rechtsmitteln 
schon sechs Tage später hingerichtet. Das Ungeheuerli­
che dabei: In beiden Fällen war das Urteil in einer 
internen Hausmitteilung der ZK-Abteilung • 'Staatliche 
Organe" vorweggenommen, wobei im Fall Kogel zu­
nächst 15 Jahre Zuchthaus vorgesehen war. Walter Ul­
bricbt erklärte sein Einverständnis, änderte aber hand­
schriftlich die vorgesehene Freiheitsstrafe in Todesstrafe 
um. Der Wille ihres Meisters war dann im Prozeß den 
Richtern Befehl. 
Der zweite Prozeß richtete sich gegen fünf Mitarbeiter 
des RIAS. Sie wurden der Spionage beschuldigt, weil sie 
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dem RIAS Informationen zugeleitet haben sollen. Hier 
sah das ZK zwei lebenslänglich und drei zeitlich befriste­
te Freiheitsstrafen vor. Ulbricht zeigte sich mit der 
Verurteilung einverstanden, änderte aber handschrift­
lich im Falle Wiesbach die vorgesehene Zuchthausstrafe 
in Todesstrafe um. Es versteht sich von selbst, daß die 
SED-Juristen eilfertig der Weisung ihres Parteichefs 
nachkamen. Joachim Wiesbach wurde am 14.09.1955 in 
Dresden hingerichtet. Er war 29 Jahre alt. Für diese 
Bluturteile haben die "furchtbaren Juristen" bestimmt 
hohe Prämien in wertlosen Ost-Mark erhalten . Mir sträu­
ben sich die Haare, daß ihnen durch die Währungsreform 
ihre wertlosen Ost-Mark in West-Mark "vergoldet" 
wurden. 
Die hier aufgeführten Fälle schreien geradezu nach Sühne, 
nach Vergangenheitsbewältigung. Ich befürchte aber 
und wohl nicht zu Pnrecht, daß - wie schon einmal - alles 
im Sande verläuft. Na, vielleicht müssen evtl. doch 
einige kleine Fische daran glauben. 
Hans Bonkas 

Buchenwald -
eine deutsche Gesamtdenkstätte des Grauens 

Die Diskussion um die Gedenkstätte Buchenwald hat 
viele Facetten aufgezeigt. Eine regionalpolitische war 
die, ob die Stadt Weimar- als Goethe- oder Schillerstadt 
- sich auch zu Buchenwald positionieren sollte oder 
lieber den Ettersberg als fremdes Territorium verdrän­
gen sollte. Aber Weimar, Goethe und Buchenwald kann 
man nicht verdrängen, man muß sie differenzieren. Die 
deutsche Klassik wurde ja, das hat ja das Musikleben der 
Nazibarbarei ausreichend demonstriert, indem man jüdi­
sche Häftlinge vor Exekutionen Klassik spielen ließ, 
ebenfalls mißbraucht, wie man Menschen zu " klassi­
schen'' erklärte, die sich schnell als pure Kriminelle 
entpuppten. 

Die Politik hat sich leider zu schnell der Gedenkstätte 
Buchenwald bemächtigt. Die betroffenen Verbände an­
fangs unter einer einseitigen Auswahl bei der Neugestal­
tung des Mahnmals nur beteiligt. Die Gewerkschaften 
mußten erst anmahnen, daß auch sie Opfer der Nazibar­
barei und dessen, was danach kam, waren. Bei anderen 
drohte eine Gewichtung: Opfer des Stalinismus gleich­
wertig den Opfern des Nationalsozialismus. Als wenn es 
hier um Wertigkeiten ging. Es geht in und um Buchen­
wald sicher darum, daß nicht das eine Grauen durch das 
andere Grauen verdeckt wird. Wer in dieser Weise Opfer 
noch als Opfer instrumentalisiert, stellt sich nicht der 
doppelten Realität deutscher leidvoller Geschichte und 
der Verbrechen von und an Deutschen. Das Land Thürin­
gen, die Bundesregierung und die Stadt Weimar sollten 
über einen breiten gesellschaftlichen Diskussionsprozeß 
kompetenter Vertreter beide Teile der Geschichte des 
Lagers Buchenwald so darstellen lassen, daß ihre jewei­
lige Einmaligkeit in ihren wahren Dimensionen den 
heranwachsenden Generationen deutlich wird. Dazu bedarf 
es aber mehrerer Foren, auf denen sich Beteiligte argu­
mentativ mit der Gestaltung auseinandersetzen können. 
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Die Geschichte Buchenwald gehört keiner Partei, keiner 
speziellen Gruppe, sondern den Opfern und denen, die 
aus dem Leiden der Lager lernen wollen, wie sich die 
Demokratie gegen jene wappnen muß, die solche Lager 
wieder möglich machen wollen. Das Reichsbanner hat 
als größte antinationalsozialistische Organisation vor 
1933 mit 3 1/2 Millionen Mitgliedern seine Erfahrungen 
miteinzubringen. 

Eine dritte Facette stellt die Architektur des SED-Regi­
mes dar. Sie hat Buchenwald u.a. mit einer Architektur 
ausgestaltet, die fatal an das erinnert, was die Täter 
mental bewegte. Dernationalsozialistische Größenwahn 
läßt sich, das demonstriert Buchenwald ganz besonders, 
nicht mit Monumenten begegnen. Nicht große äußere 
Symbole benötigen wir, sondern demokratische Diskus­
sionen, nicht die äußere Kultur, sondern die innere 
schützt eine Gesellschaft vor Verfall. Die Ausgestaltung 
der Gedenk- und Mahnstätte Buchenwalds mag noch viel 
Streit auslösen, ohne lebendige Diskussion um unsere 
gesellschaftliche Verfassung und deren Grenze bleibt sie 
letztlich aber unwirksam,. Steine sind auch hier nur 
Steine des Anstoßes, sprechen, diskutieren müssen Men­
schen schon miteinander. Gerade Weimar bietet dafür 
einen guten Hintergrund, ist es denn nicht auch der Ort, 
die Stadt, in der die Weimarer Verfassung angenommen 
wurde. Und sie hat das Reichsbanner ursprünglich vertei­
digen wollen. 
A.M. 

Briefe und Meinungen 

Antwort auf den Leserbrief des Kameraden 
Schild im Heft 3/1991 

Ich habe mich darüber gefreut, daß Kamerad Schild 
meine Ausführungen mit großem Interesse gelesen hat. 
Ich stimme voll mit ihm überein, Daß Berichte und 
Eindrücke von Zeitzeugen für die nachfolgenden Gene­
rationen außerordentlich wichtig sind, um aus der Ge­
schichte zu lernen und nicht die alten Fehler zu wieder­
holen. Seine Ansicht zu den Ereignissen um den 20. Juni 
1932 kann ich allerdings nicht vollständig teilen. 
Es ist doch eigenartig, daß gerade diejenigen, denen eine 
sehr große Mitschuld am Scheitern der Weimarer Repu­
blik zugeschrieben werden muß, nämlich den Kommuni­
sten, nach der Methode " Haltet den Dieb" nach 1945 der 
SPD, dem Reichsbanner und den Gewerkschaften im 
Zusammenhang mit dem Sturz der Regierung Braun 
Severing in Preußen ein Versagen vorwerfen. Mit keiner 
Silbe wird hierbei erwähnt, daß dieser Regierung -
bereits am 24. April 1932 vom Wähler abgewählt - das 
Vertrauen entzogen wurde. 

Zum besseren Verständnis nachstehend das genaue 
Wahlergebnis: 
1. Nationalsozialisten 
2. Sozialdemokraten 
3. Zentrum 
4. Kommunisten 
5. Deutschnationale 

162Mandate 
93 Mandate 
67 Mandate 
57 Mandate 
31 Mandate 



6. Volkspartei 7 Mandate 
7. Sonstige 6 Mandate 
Die Oppositionsparteien hatten also einen überwältigen­
den Wahlsieg errungen, und die Regierung Braun erklär­
te selbst ihren Rücktritt. Jetzt machten die Kommunisten 
mit den Nazis gemeinsame Sache. Durch ihren Mißtrau­
ensantrag wird die von der SPD geführte Preußische 
Landeregierung gestürzt. Da sich aber die Oppositions­
parteien über die Bildung einer neuen Regierung nicht 
einigen konnten, bleibt das Kabinett Braun zunächst 
noch im Amt. Im Juni setzt das Reichskanzler von Papen 
durch eine vom Reichspräsidenten Hindenburg unter­
zeichnete Notverordnung für Preußen einen ' 'Reichs­
kommissar'' ein. Das war damals nicht außergewöhn­
lich, denn auch von der SPD geführte Reichsregierungen 
haben bereits 1923 in Bayern, Thüringen und Sachsen zu 
diesem Mittel gegriffen. Doch damals hieß der verant­
wortliche Reichspräsident, der die Notverordnung unter­
schrieb, nicht Hindenburg, sondern es war der Sozialde­
mokrat Ebert. 
Ein geradezu selbstmörderisches Wunschdenken sehe 
ich aber in der Ansicht, daß sich die Kommunisten einem 

,,, Generalstreik angeschlossen hätten und sich auf die Seite 
der Verfassungshüter gestellt hätten. Wozu dann die 
gemeinsame Sache mit den Nazis, um die Regierung 
Braun zu stürzen? -
Die Ereignisse ab 1918 beweisen doch ganz eindeutig, 
daß die Kommunisten genauso wie die Nazis nur das eine 
Ziel kannten, die ihnen so verhaßte Weimarer Republik 
zu Fall zu bringen. Dazu war ihnen jedes, aber auch jedes 
Mittel recht. Dazu war man sogar bereit, mit den Nazis 
gemeinsame Sache zu machen, wie zum Beispiel bei 
dem Verkehrsstreik in Berlin. Gerade im Jahre 1932 gab 
es die blutigsten Zusammenstöße zwischen Kommuni­
sten und Sozialdemokraten. Sozialdemokraten wurden 
als Sozialfaschisten beschimpft. Der wabre Gegner für 
die Kommunisten waren nicht die Nazis, sondern die 
Sozialdemokraten und deren Reichsbanner. Die von 
Moskau angeordnete Politik nahm ganz bewußt in Kauf, 
daß die Nazis an die Macht kamen, denn Stalin glaubte 
fest daran, daß nach den Nazis die Kommunisten in 
Deutschland die Macht übernehmen würden. Nun, für 
einen Teil Deutschlands war das ja leider richtig, aber 
unter wieviel Opfern an Menschen. Aus meinen Ausfüh­
rungen geht doch wohl eindeutig hervor, daß die Kom­
munisten niemals in die Front der Verfassungstreuen 
eingeschwenkt wären, ganz im Gegenteil. 

Ich kann auch nicht die Ansicht teilen, daß man der 
Führung der SPD und der Gewerkschaft im Zusammen­
hang mit der Entlassung der Regierung Braun Ohnmacht 
und Entschlußlosigkeit vorwerfen kann. Schon die alten 
Griechen bekannten sich zu dem Grundsatz: "Was im­
mer Du tust, bedenke das Ende" . Hätten sich die poli­
tisch Verantwortlichen in der Vergangenheit an diese 
Weisheit gehalten, dann wäre der Menschheit viel er­
spart geblieben. Sicherlich haben die damals Verant­
wortlichen in der SPD, im Reichsbanner und in der 
Gewerkschaft über Maßnahmen gegenüber der Notver­
ordnung diskutiert. Für sie stellte sich die Frage, ob ein 
Aufruf zum Generalstreik, und hier nur für Preußen, 
überhaupt befolgt worden wäre. Mit einiger W ahrschein­
lichkeitmußte man dies wohl verneinen, denn der Grund, 

wofür gestreikt werden sollte, war sicherlich den meisten 
Arbeitnehmern nicht plausibel zu machen. Sollte man 
für eine Regierung streiken, die doch kurz zuvor vom 
Wähler abgewählt, der das Mißtrauen ausgesprochen 
wurde? Außerdem mußten SPD und Gewerkschaftsfüh­
rung davon ausgehen, daß anders als beim Kapp-Putsch, 
die Arbeiterschaft längst nicht mehr geschlossen hinter 
SPD und Gewerkschaft standen. Die Wahlergebnisse 
1932 sprechen da eine ganz eindeutige Sprache. So 
stimmten bei der Reichstagswahl am 31. Juli 1932 nur 
noch knapp 8 Millionen Wähler für die SPD, aber 13.75 
Millionen für die Nazis und 5,25 Millionen für die 
Kommunisten. Und diese Stimmen gegen die Weimarer 
Republik wurden leider auch von vielen Arbeitern abge­
geben. Weiterhin mußten SPD und Gewerkschaftsfüh­
rung auch mit berücksichtigen, daß im Sommer 1932 
eine Massenarbeitslosigkeit herrschte. Man zählte über6 
Millionen Arbeitslose, und die Glücklichen, die noch 
Arbeit hatten, wollten sicher nicht Gefahr laufen, durch 
einen Streik ihren Arbeitsplatz zu verlieren. So war es 
also nicht ausgeschlossen und sogar höchstwahrschein­
lich, daß ein Aufruf zum Generalstreik nur teilweise 
befolgt worden wäre. Wie hätten dann SPD und Gewerk­
schaft dagestanden? Selbst wenn es zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen zwischen preußischer Polizei und 
Reichsbanner auf der einen Seite und den Nazis und 
ihrem Anhang auf der anderen Seite gekommen wäre, 
hätte die Reichswehrführung mit absoluter Sicherheit 
eingegriffen, und diese stand ganz rechts. Der SPD­
Führung war sicherlich noch in sehr unguter Erinnerung, 
daß die Reichswehrführung 1924 beim Kapp-Putsch die 
Reichsregierung schmählich im Stich gelassen hatte. 
Wie war doch damals der Ausspruch von Reichswehrmi­
nister General Seeckt: ''Feldgrau schießt nicht auf Feld­
grau'', und für die Mehrheit der Offiziere war die Füh­
rung der Sozialdemokraten ' 'Novemberverbrecher'•, für 
die man nicht gewillt war, auch nur den kleinsten Finger 
krumm zu machen; eher das Gegenteil. Nach meiner 
Ansicht hat die SPD- und Gewerkschaftsführung damals 
durchaus verantwortungsbewußt gehandelt. Eine Sache 
zu beginnen, ist sehr einfach, wenn man nicht das Ende 
bedenken müßte. Und dieses Ende hätte hier wahrschein­
lich zum Bürgerkrieg oder zu einer Militärdiktatur ge­
führt. 

Mit Kamerad Schild stimme ich durchaus überein, wenn 
er abschließend feststellt, daß man auch aus der Ge­
schichte nur lernen kann, wenn wir sie nüchtern und 
objektiv betrachten, so wie es tatsächlich war. Das heißt 
insbesondere, auch die Frage zu stellen, wie konnte es 
überhaupt soweit kommen, was war die Ursache, daß die 
Weimarer Demokratie 1932 zusehends zerfiel? Und hier 
liegt die Ursache ganz eindeutig im Ausplünderungsdik­
tat von Versailles, daß nicht den Frieden gesichert, 
sondern den Boden für Revanchegelüste vorbereitet hat. 
So sahen es damals nicht nur fast alle Deutschen, sondern 
auch einsichtsvolle Politiker, wie zum Beispiel der ame­
rikanische Präsident Wilson auf Seiten der Siegermäch­
te; nur konnten sie sich gegen den Franzosen Clemence­
au nicht durchsetzen. Ahnungsvoll hat damals der Präsi­
dent der Nationalversammlung 'Fehrenbach' vor dem 
Parlament ausgerufen:·' 'Denkt daran, Feinde, aus unse­
ren Gebeinen wird ein Rächer entstehen''. Auch die SPD 
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war zunächst gegen eine Unterzeichnung des Diktatver­
trages von Versailles. So hat Reichskanzler Scheide­
mann im Einvernehmen mit dem Reichspräsidenten am 
12. Mai 1919 unter minutenlangem Beifall aller Fraktio­
nen erklärt: ''Was unseren Beratungen zugrunde liegt, 
dieses dicke Buch (auf die Friedensbedingungen wei­
send), in dem über 100 Absätze beginnen: Deutschland 
verzichtet - verzichtet - verzichtet, dieser schauerliche 
und mörderische Hexenhammer, mit dem einem großen 
Volk das Bekenntnis der eigenen Unwürdigkeit, die 
Zustimmung zur erbarmungslosen Zerstückelung, das 
Einverständnis mit Versklavung und Helotentum abge­
preßt und erpreßt werden soll - dieses Buch darf nicht 
zum Gesetzbuch der Zukunft werden''. Da Scheidemann 
nicht bereit war, das Diktat von Versailles anzunehmen, 
trat er am 20. Juni 1919 zurück. Da die Franzosen aber 
damit drohten ganz Deutschland mit alliierten Truppen 
zu besetzen, wenn nicht bis zum 23. Juni 1919 der 
Vertrag angenommen würde, haben SPD, Zentrum und 
Demokraten, um die Besetzung und auch um sonst noch 
Schlimmeres zu verhindern, das Diktat angenommen. 
Damals ging Gewalt vor Recht! Mit dieser Unterschrift 
war bereits 1919 der Keim zum Verfall der Weimarer 
Republik gelegt. Die Empörung der deutschen Bevölke-

rung über die unerträglichen Bedingungen des Versailles 
Diktats wurde bei der nächsten Gelegenheit mit dem 
Stimmzettel ausgedrückt. Die Parteien SPD, Zentrum 
und Demokraten, die für die Annahme des Vertrages 
gestimmt hatten, verloren fast 35% der Stimmen und 
erhielten auch bei allen späteren Wahlen keine Mehrheit 
mehr. Außerdem mußten sie mit dem Schimpfwort 
" Novemberverbrecher" leben, solange die Republik 
bestand. Hier lagen die eigentlichen Ursachen, daß die 
erste deutsche Demokratie, die Weimarer Republik, 
keine wirkliche Chance hatte, sich normal zu entwik­
keln, daß Hitler an die Macht kommen konnte. Es ist auch 
eine alte Weisheit, daß, wer Haß sät, Sturm ernten wird. 
Diese Weisheit beherzigten die Siegermächte und hier 
insbesondere die Franzosen mit dem durch Haß be­
stimmten Diktat von Versailles nicht. Die Folge war 
Hitler. 
Gott sei Dank gab es aber nach 1945 Politiker wie De 
Gaulle und Adenauer, die bereit waren, aus der Ge­
schichte zu lernen, denn die Geschichte der Vergangen­
heit sollte Lehrmeister für die Geschichte der Zukunft 
sein. Die deutsch-französische Aussöhnung war hierbei 
ein guter Anfang. 
Hans Bonkas 

Wir wünschen allen Mitgliedern, 
Leserinnen und Lesern 
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ein besinnliches Weihnachtsfest 
und ein 

friedvolles Jahr 1992 

In einer Zeit des politischen Aufbruchs sind die 
Erfahrungen der Demokraten wichtiger denn je. 
Darum bittet die Redaktion die Kameraden darum, 
für das Reichsbanner und seine Zeitung zu werben . 

Ich bestelle die Zeitschrift DAS REICHSBANNER 
- Forum aktiver Demokraten. 

Name: _____________ _ 

Vorname: _____________ _ 

Straße: _____________ _ 

Wohnort: _____________ _ 

Datum: ______________ _ 

Ich bin auch an einer Mitgliedschaft im 
REICHSBANNER interessiert: Ja / Nein 

Das Reichsbanner Erscheint seit 1924 
Organ des Reichsbanner Schwan-Rot-Gold, Bund akti­
ver Demokraten e.V. und des Freiheitsbundes e.V. Ber­
lin, Mitglied der Union Deutscher Widerstandskämpfer­
und Verfolgtenverbände e.V. (UDWV). 
Gerichtsstand und Erfüllungsort: Frankfurt am Main. 
" Das Reichsbanner" ist eine Publikation des Bundes­
vorstandes Reichsbanner Schwan-Rot-Gold, Bund akti­
ver Demokraten e.V., Wilhelm-Leuschner-Straße 69 -
77, Postfach 10 18 44, 6000 Frankfurt am Main 1. 
• 'Das Reichsbanner'' erscheint jährlich in vier Ausga­
ben. Der Bezugspreis beträgt 6.00 DM zuzüglich Ver­
sandkosten im Jahr. Abbestellungen bis 6 Wochen vor 
Jahres schluß. 
Gesamtherstellung: Druckerei Lehmann-Nold, Ahorn­
straße 30, 6230 Frankfurt 80. 
Redaktion: Karl-Heinz Jungmann (presserechtlich ver­
antwortlich), Alexander Matwejew (Pressereferent und 
Redakteur des Bundesvorstandes), Hartmut Schutz (Re­
dakteur). 
Anschrift des Verlages, der Redaktion und des Vertrie­
bes: Postfach 10 18 44, 6000 Frankfurt am Main 1. 
Für unverlangt eingesandte Manuskripte wird keine Gewähr 
übernommen. Namentlich gezeichnete Beiträge stellen 
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion dar. Offizi­
elle Stellungnahmen des Reichsbanner Schwan-Rot­
Gold, Bund aktiver Demokraten e. V. werden gekenn­
zeichnet. 


